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SITZUNGSBERICHT

in der Rechtssache 401/85 *

I — Sachverhalt

1. In einem Rechtsstreit zwischen Francesco
Schina, einem beim Amt für amtliche Veröf­
fentlichungen in Luxemburg tätigen Beam­
ten der Kommission, und dem Bauunterneh­
men Fatone Sari ermächtigte der Juge de
paix Luxemburg mit Beschluß vom 12. Au­
gust 1982 dieses Unternehmen, eine Siche­
rungspfändung des Gehalts von Herrn
Schina in Höhe von 450 000 LFR bei sei­
nem Dienstherrn, der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, vorzuneh­
men.

Mit Schreiben vom 18. August 1982 teilte
der Leiter der Personalabteilung der Kom­
mission in Luxemburg den Rechtsanwälten
der beiden Parteien mit, daß die Kommis­
sion in Durchführung dieser Sicherungs­
pfändung die Zahlung des gemäß den lu­
xemburgischen Rechtsvorschriften berechne­
ten pfändbaren Betrages in Höhe von
63 520 LFR monatlich vornehmen werde.

Die Kommission behielt in der Folge von
September 1982 bis April 1983 von den mo­
natlichen Bezügen von Herrn Schina einen
Gesamtbetrag von 450 000 LFR ein.

Der von Herrn Schina gegen diese Pfän­
dung vor dem Tribunal d'arrondissement
Luxemburg eingelegte Rechtsbehelf wurde
am 27. Juni 1983 zurückgewiesen.

2. Am 8. Juli 1983 ersuchte Herr Schina
die Kommission um Auskunft über die Mo­
dalitäten zur Berechnung des pfändbaren
Teils seiner Bezüge; die Kommission erteilte
ihm diese Auskunft mit dienstlicher Mittei­
lung vom 12. Juli 1983.

Mit Schreiben vom 6. Oktober 1983 legte
Herr Schina gegen die Durchführung der
Pfändung eine Beschwerde gemäß Artikel
90 Absatz 2 Beamtenstatut ein, mit der er
geltend machte, die Einbehaltungen von sei­
nem Gehalt seien rechtswidrig und hätten
ihm einen Schaden verursacht, da er ge­
zwungen gewesen sei, einen Kredit aufzu­
nehmen.

Mit Schreiben vom 23. November 1983 be­
antragte Herr Schina bei der Kommission,
Ausgleichsmaßnahmen zu treffen, um seinen
Schaden sofort wiedergutzumachen und das
Geld für ein Jahr anzulegen, unter Umstän­
den auf einem von der Kommission eröffne­
ten Bankkonto.

Der Rechtsanwalt des Unternehmens Fa­
tone, dem von diesem Antrag Mitteilung ge­
macht wurde, teilte dem Leiter der Perso­
nalabteilung der Kommission mit Schreiben
vom 14. Dezember 1983 mit, er habe keine
Einwände gegen ein solches Vorgehen; der
Betrag von 450 000 LFR reiche zur Dek-
kung der Schuld ohnehin nicht aus. Er prä­
zisierte jedoch, daß Herr Schina nicht über
die anfallenden Zinsen, die gesperrt bleiben
müßten, verfügen dürfe und daß die Anlage
als Festgeldanlage mit monatlicher Laufzeit
und nicht auf ein Jahr erfolgen müsse.

In einem Schreiben an die Kommission vom
30. März 1984 legte Herr Schina den Um­
fang des durch die Pfändung entstandenen
Schadens dar, wobei er insbesondere auf ei­
nen von ihm über einen Betrag von
450 000 LFR abgeschlossenen Kreditvertrag
hinwies, der ihn verpflichte, 13 % Debetziri-
sen zu zahlen.

* Verfahrenssprache: Französisch.
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Mit Schreiben vom 5. Juli 1984 wies die
Kommission die Beschwerde von Herrn
Schina gegen die Durchführung der Pfän­
dung zurück.

Herr Schina hat mit Klageschrift, die am 10.
Juli 1984 in das Register der Kanzlei des
Gerichtshofes eingetragen worden ist
(Rechtssache 180/84), Klage erhoben auf
Aufhebung der Entscheidung der Kommis­
sion, die Pfändung durchzuführen, auf Fest­
stellung, daß sein Gehalt unpfändbar sei,
und auf Verurteilung der Kommission zum
Ersatz des ihm durch die Aufnahme des er­
wähnten Kredits entstandenen Schadens.
Nachdem die Kommission die Einrede der
Unzulässigkeit wegen Nichteinhaltung der
in Artikel 91 Absatz 2 des Beamtenstatuts
vorgesehenen Klagefrist erhoben hatte,
nahm Herr Schina diese Klage mit Schrift­
satz vom 19. Dezember 1984 zurück. Die
Rechtssache wurde aus dem Register des
Gerichtshofes gestrichen.

3. Am 21. November 1984 verurteilte das
Tribunal d'arrondissement Luxemburg in
seinem Urteil zur Hauptsache in dem
Rechtsstreit zwischen Herrn Schina und
dem Unternehmen Fatone ersteren zur Zah­
lung von 625 147 LFR zuzüglich Zinsen
und Kosten. Herr Schina überwies dem Un­
ternehmen Fatone die aufgrund dieses Ur­
teils zu zahlenden Beträge.

Mit Schreiben vom 15. Februar 1985 machte
Herr Schina der Kommission hiervon Mit­
teilung und ersuchte unter Bezugnahme auf
sein Schreiben vom 23. November 1983,
ihm den ihm geschuldeten Betrag zuzüglich
Zinsen zu überweisen. Er wiederholte diese
Forderung in einem Schreiben vom 13.
März 1985.

Mit Schreiben vom 28. Februar 1985 teilte
der Rechtsanwalt des Unternehmens Fatone
seinerseits der Kommission mit, daß Herr
Schina dem Urteil des Tribunal d'arrondis­
sement vollständig nachgekommen sei, und
gab den gepfändeten Betrag frei.

Am 8. März 1985 überwies die Kommission
Herrn Schina den Betrag von 450 000 LFR,
der von seinem Gehalt einbehalten worden
war. Mit Schreiben vom 22. März 1985 ver­
weigerte sie die Zahlung von Zinsen.

4. Gegen diese Weigerung legte Herr
Schina am 21. Juni 1985 eine Beschwerde
ein.

Nachdem keine Antwort erfolgt war,
wandte er sich am 25. Oktober erneut an
die Kommission und teilte ihr seine Absicht
mit, den Gerichtshof anzurufen.

Nach Erhebung der vorliegenden Klage hat
Herr Schina am 9. Dezember 1985 ein
Schreiben der Kommission erhalten, in dem
seine Beschwerde zurückgewiesen worden
ist.

II — Schriftliches Verfahren und Anträge

1. Mit Klageschrift, die am 5. Dezember
1985 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden ist, hat Herr
Schina die vorliegende Klage erhoben.

2. Der Kläger beantragt,

— die Entscheidung der Kommission vom
22. März 1985 aufzuheben, mit der
diese es ablehnte, ihm Zinsen aus den
Beträgen zu zahlen, die von seinem Ge­
halt infolge der Sicherungspfändung ein­
behalten worden waren;

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens
aufzuerlegen.

Die Kommission beantragt,

— die Klage abzuweisen;

— über die Kosten nach Rechtslage zu ent­
scheiden.

3. Die Parteien haben eine Erwiderung und
eine Gegenerwiderung eingereicht.
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Der Gerichtshof (Dritte Kammer) hat auf
Bericht des Berichterstatters nach Anhörung
des Generalanwalts beschlossen, die mündli­
che Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen.

III — Vorbringen der Parteien im schrift­
lichen Verfahren

Der Kläger stützt seine Klage auf zwei Kla­
gegründe.

— Der erste geht dahin, daß die Bezüge der
Beamten unpfändbar seien und die
Kommission demgemäß den Schaden zu
ersetzen habe, der ihm aus der rechts­
widrigen Einbehaltung eines Teils seiner
Bezüge entstanden sei.

— Der zweite geht dahin, daß die Kommis­
sion aufgrund ihrer Fürsorgepflicht ver­
pflichtet gewesen sei, die gesperrten Be­
träge verzinsen zu lassen, und daß sie
den Kläger für die Folgen der Verlet­
zung dieser Pflicht entschädigen müsse.

Die Kommission macht geltend, die beiden
Klagegründe seien unzulässig und jedenfalls
unbegründet.

1. Zum ersten Klagegrund

Zur Zulässigkeit des ersten Klagegrundes
führt der Kläger aus, die vorliegende Klage
habe nicht die von der Verwaltung vorge­
nommene Einbehaltung eines Teils seiner
Bezüge zum Gegenstand, sondern die Wei­
gerung, ihm Zinsen zu zahlen, die von der
Kommission zum ersten Mal in dem Schrei­
ben vom 22. März 1985 ausgesprochen wor­
den sei.

Die Kommission ist hingegen der Auffas­
sung, der Kläger mache mit seinem ersten
Klagegrund tatsächlich die Rechtswidrigkeit
des Schreibens vom 18. August 1982, in dem
ihm die Pfändung mitgeteilt worden sei,

und die erstmals im September 1982 erfolgte
Einbehaltung eines Teils seiner Bezüge gel­
tend. Da der Kläger seine erste Klage
(Rechtssache 180/84) zurückgenommen
habe, die gegen eben diese Maßnahmen ge­
richtet gewesen und schon wegen Verspä­
tung unzulässig gewesen sei, könne er dem
Gerichtshof nicht dieselben Streitpunkte er­
neut und mit denselben Argumenten vorle­
gen.

Zur Begründetheit dieses Klagegrunds führt
der Kläger aus, die Beziehungen zwischen
dem Beamten und seiner Verwaltung beruh­
ten ausschließlich auf dem Statut. Mit dieser
Rechtsnatur sei es unvereinbar, sie den in­
nerstaatlichen Rechtsvorschriften über die
Pfändung von Arbeitsentgelt zu unterwer­
fen. Aufgrund der Abweichungen der inner­
staatlichen Rechtsvorschriften in diesem Be­
reich, für die der Kläger verschiedene Bei­
spiele gibt, laufe die Anwendung der inner­
staatlichen Vorschriften auf eine Ungleich­
behandlung des Beamten je nach seinem
Dienstort hinaus. Im Beamtenstatut sei in
Artikel 62 und in Artikel 16 Absatz 1 seines
Anhangs VII der Grundsatz des Schutzes
der Dienstbezüge niedergelegt; das Statut
enthalte keine Bestimmung über die Pfän­
dung der Dienstbezüge. Dieses Schweigen
des Verordnungsgebers zeige dessen Willen,
die Gesamtheit der Dienstbezüge der Beam­
ten unpfändbar zu machen. Der Grundsatz
des Schutzes der Dienstbezüge sei auch in
den meisten Mitgliedstaaten anerkannt. Die
Nichtzahlung der Dienstbezüge stelle dort
eine Zuwiderhandlung im Sinne des Sozial­
strafrechts dar; dieser Zuwiderhandlung an­
gemessene Sanktionen sehe auch die Kon­
vention Nr. 95 der Internationalen Arbeits­
organisation vor.

Die rechtswidrige Einbehaltung eines Teils
der Dienstbezüge stelle ein schuldhaftes
Handeln dar, das zur Zahlung von kompen­
satorischen Zinsen verpflichte. Die Ver­
pflichtung, Verzugszinsen zu zahlen, folge
allein aus der objektiven Tatsache der Ver­
spätung der Zahlung.
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Der Kläger habe neben dem Ersatz des
durch die Verzugszinsen gedeckten Scha­
dens Anspruch auf Ersatz des durch die
Geldentwertung entstandenen Schadens. Er
sei gezwungen gewesen, am 3. Dezember
1982 einen Kredit zu einem Zinssatz von
13 % aufzunehmen, einem Zinssatz, der un­
mittelbar im Verhältnis zu der Geldentwer­
tung stehe. Nach dem Grundsatz „dies in­
terpellat pro hornine" seien sowohl die Ver­
zugs- als auch die kompensatorischen Zin­
sen ab dem Zeitpunkt jeder einzelnen
rechtswidrigen Einbehaltung zu zahlen.

Die Kommission ist der Ansicht, der Grund­
satz des Schutzes der Dienstbezüge des Be­
amten gelte nur in den Beziehungen zwi­
schen dem Beamten und dem Organ. Ge­
genüber Dritten sei der allgemeine Grund­
satz zu beachten, daß das Vermögen eines
einzelnen die allen seinen Gläubigern ge­
meinsam zustehende Haftungsmasse sei; das
Beamtenstatut sehe im übrigen in Artikel 23
Absatz 1 vor, daß die Beamten weder von
der Erfüllung ihrer persönlichen Verpflich­
tungen noch von der Beachtung der gelten­
den Gesetze und polizeilichen Vorschriften
befreit seien. Da eine Pfändung jedoch im
allgemeinen keine Zwangsmaßnahme der
Verwaltungsbehörden gegen das Organ im
Sinne des Artikels 1 des Protokolls über die
Vorrechte und Befreiungen sei (Beschlüsse
des Gerichtshofes vom 25. September 1963
in der Rechtssache 85/63, Slg. 1963, 417,
und vom 11. Mai 1971 in der Rechtssache
1/71, Slg. 1971, 363), dürfe die Kommission
die Gläubiger ihrer Beamten nicht dadurch
um das Recht bringen, eine Forderung ein­
zutreiben, daß sie sich einer Pfändung ent­
gegenstelle.

Gemäß der angeführten Rechtsprechung des
Gerichtshofes gelte für die Pfändungsver­
fahren allein das nationale Recht der Mit­
gliedstaaten, und die Kommission müsse die
Entscheidung des innerstaatlichen Gerichts
akzeptieren, das zur Anwendung des betref­
fenden nationalen Rechts, im vorliegenden

Fall des luxemburgischen, angerufen sei.
Der Rat habe sich geweigert, einem Vor­
schlag der Kommission (ABl. 1979, C 191,
S. 1) zur Aufnahme einheitlicher Regeln
über die pfändbaren Teile der Dienstbezüge
in das Statut zu folgen. Da das Statut keine
Regelung enthalte, richte sich die Pfändbar­
keit von Löhnen und Gehältern nach den
zwingenden Bestimmungen des nationalen
Rechts des Landes, in dem der Beamte seine
Arbeit üblicherweise verrichte, das heißt den
Rechtsvorschriften des Ortes seiner dienstli­
chen Verwendung. Die Unterschiedlichkeit
der Behandlung je nach dem Ort der dienst­
lichen Verwendung, die sich daraus für die
Beamten ergebe, sei nicht diskriminierend,
da die Beamten verschiedener Dienstorte
sich nicht in der gleichen Situation befän­
den.

Da die Kommission die Entscheidung des
luxemburgischen Gerichtes korrekt durch­
geführt habe, sei die Einbehaltung eines
Teils der Dienstbezüge des Klägers nicht
rechtswidrig und könne also auch keine
Verpflichtung zur Zahlung von Schadenser­
satz auslösen.

2. Zum zweiten Klagegmnd

Die Kommission macht zunächst die Unzii-
lässigkeit des zweiten Klagegrunds geltend,
da die Klage auch nach diesem Klagegrund
verspätet sei. Er richte sich tatsächlich gegen
die Ablehnung des Antrags des Klägers, die
einbehaltenen Beträge auf Zeit anzulegen.
Da dieser Antrag erstmals in dem Schreiben
vom 23. November 1983 gestellt worden sei,
hätten die Fristen der Artikel 90 und 91 des
Beamtenstatuts zu diesem Zeitpunkt zu lau­
fen begonnen.

Der Kläger ist der Auffassung, in seinem
Schreiben vom 23. November 1983 habe er
nur eine vorläufige Anlage auf Zeit vorge­
schlagen, ohne daß darin ein Antrag im
Sinne des Artikels 90 Absatz 1 des Statuts
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zu sehen sei. Erst die endgültige Weigerung,
ihm bei Freigabe der Gelder Zinsen zu zah­
len, stelle eine seine Rechtsposition beein­
flussende Maßnahme dar.

Zur Begründheit des zweiten Klagegrunds
führt der Kläger aus, die Verwaltung müsse
den Interessen des Beamten soweit wie
möglich Rechnung tragen. Im Fall einer
Pfändung dürfe sie keine völlig passive Hal­
tung einnehmen. Sie sei verpflichtet, die ge­
pfändeten Beträge für den Berechtigten auf­
zubewahren und dabei auf die Verwaltung
dieser Gelder die gleiche Sorgfalt zu ver­
wenden wie bei ihren eigenen Geldern.
Nichts dafür zu tun, diese Gelder verzinsen
zu lassen, sei ein um so schwerwiegenderes
Fehlverhalten, als der Kläger eine Anlage
auf Zeit vorgeschlagen und der Rechtsan­
walt des Gläubigers am 14. Dezember 1983
einer Anlage mit monatlicher Laufzeit zuge­
stimmt habe.

Hinsichtlich der Modalitäten der Entschädi­
gung nimmt der Kläger auf seine Ausfüh­
rungen zum ersten Klagegrund Bezug.

Die Kommission ist der Auffassung, sie habe
keine Fürsorgepflicht in einer die persönli­
chen Angelegenheiten des Beamten betref­
fenden Sache. Ihre Rolle als Drittschuldner
sei eine rein passive. Keine Vorschrift des
luxemburgischen Rechts verpflichte den Ar­
beitgeber, die gepfändeten Beträge, die er
aufzubewahren habe, verzinsen zu lassen.
Die gepfändeten Beträge müßten jedenfalls
zu jedem Zeitpunkt verfügbar bleiben. Eine
Verpflichtung, die Gelder anzulegen, könne
ihr nur durch Gerichtsurteil auferlegt wer­
den. Sie würde sich im übrigen der Kritik
aussetzen, wenn sie von Fall zu Fall unter­
schiedliche Zinssätze erhielte. Die Kommis­
sion beruft sich schließlich auf verschiedene
interne Noten und Schriftstücke, aus denen
sich ergebe, daß diese Haltung auf interin­
stitutioneller Ebene vereinbart worden sei.

IV — Mündliche Verhandlung

In der Sitzung vom 10. Dezember 1986 ha­
ben der Kläger, vertreten durch Rechtsan­
walt Louis, und die Kommission, vertreten
durch Frau Wolfcarius, ihre Standpunkte
zur Begründetheit des zweiten Klagegrun­
des näher ausgeführt.

Der Kläger hat erklärt, daß der Arbeitgeber
als Drittschuldner verpflichtet sei, den An­
weisungen zu folgen, die ihm vom Pfän­
dungsschuldner und vom Pfändungsgläubi­
ger einvernehmlich gegeben würden. Da
ihm die gepfändeten Beträge nicht gehörten,
dürfe er sie nicht zurückhalten und müsse
sie auf einen gemeinsamen Antrag des Gläu­
bigers und seines Bediensteten anlegen. Tue
er dies nicht, so liege darin eine Nichtzah­
lung der Dienstbezüge und es seien folglich
Zinsen auf die bei Fälligkeit nicht gezahlten
Beträge zu zahlen; man könne im übrigen
annehmen, daß der gemeinsame Antrag, die
gepfändeten Beträge anzulegen, damit sie
Zinsen trügen, einem stillschweigenden In-
verzugsetzen gleichkomme. Es liege außer­
dem eine ungerechtfertigte Bereicherung
vor, wenn der Arbeitgeber als Drittschuld­
ner die gepfändeten Beträge, die ihm nicht
gehörten, verwende, um selbst einen Ge­
winn aus ihnen zu ziehen; der Verpflich­
tung, die dadurch auflaufenden Zinsen wei­
terzugeben, könne er nur entgehen, wenn er
den Nachweis erbringe, daß er die betref­
fenden Beträge tatsächlich auf einem beson­
deren Konto mit besonderer Bestimmung
des Verwendungszwecks blockiert habe, um
so dem Pfändungsgläubiger und dem Pfän­
dungsschuldner formelle Garantien und eine
besondere Sicherheit zu geben.

Die Kommission hat ausgeführt, daß sich die
Pfändung des Gehalts eines ihrer Beamten
ausschließlich nach nationalem Recht, im
vorliegenden Fall nach luxemburgischen
Recht, richte. In einem solchen Fall bestehe
keine gesetzliche Verpflichtung, Verzugs­
zinsen zu zahlen, da die Nichtzahlung
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durch das sich aus einem Beschluß des Voll-
streckungsgerichts ergebende gesetzliche
Zahlungsverbot gerechtfertigt sei, das einem
Fall höherer Gewalt gleichkomme. Der
Drittschuldner sei nicht berechtigt, die Be­
träge auf den gemeinsamen Antrag des
Pfändungsgläubigers und des Pfändungs­
schuldners aus der Hand zu geben, indem
er sie durch eine Festlegung unverfügbar
mache, da er die Beträge zu jedem Zeit­
punkt nicht nur für den Pfändungsgläubi­
ger, sondern auch für alle weiteren poten­
tiellen Gläubiger verfügbar halten müsse,
gegenüber denen der Pfändungsgläubiger
keinen Anspruch auf bevorzugte Befriedi­
gung habe; nur das Vollstreckungsgericht
könne möglicherweise eine Anlage anord­
nen. Es liege auch keine ungerechtfertigte
Bereicherung vor, da sich der Rechtsgrund
für eine eventuelle Bereicherung im Gesetz

finde und sich die Entreicherung des Pfän­
dungsschuldners aus der Pfändung und aus
seinem eigenen vorangegangenen Verhalten
ergebe. Außerdem müßten die Zinsen aus
den gepfändeten Beträgen, da sich die Pfän­
dung sowohl auf die Hauptsache als auch
auf die Nebensachen und die Früchte der
gepfändeten Werte erstrecke, dem Pfän­
dungsgläubiger und nicht dem Beamten zu­
kommen, wenn die Kommission diese Gel­
der zinsbringend anlege.

Die Parteien haben weiter Fragen des Ge­
richtshofes beantwortet und die Wirkungen
einer Pfändung nach luxemburgischen
Recht erörtert.

U. Everling
Berichterstatter
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